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Verbändeanhörung zur fünften Verordnung zur Änderung der NSGBefV 
Ihr Aktenzeichen: WS 25/6262.9/2-6-4-3 mit Datum: Bonn, 14.03.2025 
 
Sehr geehrte Frau Nethövel-Kathstede,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

 
über Umwege haben wir mit großer Irritation Ihren Referentenentwurf zur Fünften Verordnung 

zur Änderung der Naturschutzgebietsbefahrensverordnung (NSGBefV) mit Stand vom 

06.03.2025 an die Verbände und Vereine zur Anhörung aufgenommen. Das von Ihnen formu-

lierte Ziel der angestrebten Änderung ist auf dem Rhein bei Bingen das Befahren eines Still-

wasserbereichs neu zu regeln.  

Als Verband, in dem die Angelvereine in diesem Abschnitt organisiert sind, lehnen wir den vor-

liegenden Referentenentwurf entschieden ab und unterstützen die Argumentationen der was-

sersporttreibenden Vereine und Organisationen, zumal die Freizeitfischerei wegen der Verbote 

bereits seit längerer Zeit ihrem Hobby nicht mehr nachkommen können.   

Besonders stutzig macht uns, dass Sie den Antrag auf Fristverlängerung sowie die Einladung 

von Frau Fluhrer zur Befahrung des Gebietes vor Ort vehement abgelehnt haben.  

Wir fordern ebenfalls eine demokratische Beteiligung der Vereine und Bürger bzw. Bürgerinnen 

vor Ort, auch unter Einbeziehung der Verbände und Vereine der Freizeitfischerei und ihren be-

rechtigten Anliegen. Wir beantragen eine neues und demokratisches Verfahren auf Bundes-

ebene.  

 

 
Den vorliegenden Referentenentwurf lehnen wir entschieden ab: 
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1. Die tatsächlichen Bedarfe vor Ort werden darin nicht berücksichtigt. Unsere Be-

darfe sind insbesondere die Möglichkeit, in diesem Bereich der Freizeitfischerei 

auch vom Ufer aus nachzugehen, das Ufer zu betreten und die Zuwegung dorthin 

zu benutzen. 

2. Das gesamte Verfahren zeigt eine ungenügende Beteiligung auf.  

3. Das von Ihnen durchgeführte Verfahren ist nicht demokratisch und beschädigt 

das Ehrenamt in den Vereinen vor Ort. 

4. Der Entwurf beschreibt ungeeignete Ausnahmen für den Wassersport. Die Frei-

zeitfischerei ist dabei komplett unberücksichtigt.  

5. Die im Referentenentwurf vorgesehenen Einschränkungen und Verbote sind für 

den Wassersport nicht tragbar und die Vorschläge sind laut den wassersporttri-

benden Vereinen nicht realisierbar. 

6. Die Versäumnisse der Behörden (ordentliche Beschilderung und Betonnung des 

Gebietes, Ahndung von Verstößen, Informationspolitik in der Bevölkerung) wer-

den nun den Mitgliedern der wassersporttreibenden Vereinen und der Freizeitfi-

scherei zur Last gelegt und haben für diese weitreichende Konsequenzen. 

7. Der Wassersport und Freizeitfischerei wird diskreditiert und das Ehrenamt in den 

Vereinen und Verbänden geschädigt. 

8. Die Ihrem Entwurf zugrunde liegenden naturschutzfachlichen Dokumente sind 

eine unzulängliche Entscheidungsgrundlage. 

9. Für die Änderung der NSGBefV ziehen Sie einseitig naturschutzfachliche Erwä-

gungen heran. Soziale und wirtschaftliche Betrachtungen erwähnen Sie in keins-

ter Weise. 

10. Die naturschutzfachliche Betrachtung ist fehlerhaft. 

11. Eine solch einseitige Arbeit kann nicht Grundlage für die weitreichenden Ent-

scheidungen eines Ministeriums sein.  

12. Es hat kein Interessensabgleich zwischen Naturschutz und sozialen sowie wirt-

schaftlichen Aspekten stattgefunden. Ihr vorliegender Entwurf begründet sich 

auf ein fehlerhaftes Verfahren in Rheinland-Pfalz. Eine Beteiligung der Betroffe-

nen vor Ort fand allenthalben in einer Alibi-Funktion statt. Die Bedarfe, Sorgen, 

Einwände und Vorschläge der Nutzer und Nutzerinnen vor Ort wurden von der 

SGD Süd in den sogenannten Runden Tischen nicht in deren Überlegungen auf-
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genommen. Die Belange der Freizeitfischerei spielten überhaupt keine Rolle. 

Hier bestand vielmehr ein einseitiges Interesse den Forderungen der Natur-

schützer nachzukommen. 

13. Überzogene, nicht nachvollziehbare Naturschutzanforderungen konterkarieren 

unsere Vereinsarbeit. 

Wir bitten Sie dringend, unsere Bedarfe, Belange, Nöte zu hören und zu berücksichtigen.  

Wir geben hiermit zu Bedenken, dass die Fristsetzung Ihrer Behörde für uns nicht ausreichend 

ist. Die IG Inselrhein hat um Fristverlängerung gebeten, dieser wurde nicht stattgegeben. So 

möchten wir sagen, dass diese schnell verfasste Stellungnahme unter Vorbehalt bleiben muss. 

Der beabsichtigten Veröffentlichung unserer Stellungnahme stimmen wir zu. 

  

Ich bitte / wie bitten um Eingangsbestätigung unseres Widerspruchs. 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

 

Franz Mersch 

- Präsident - 


